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Presse-Information

Antitrusturteil:

Kfz-Versicherungen: Jetzt gibt´s Geld zurück
Gesellschaften beginnen mit Rückzahlung der überhöhten Prämien 

Verfahren auch in Südtirol eingeleitet

Jene Versicherungsgesellschaften, die von der Aufsichtsbehörde für Markt und Wettbewerb und im Februar 2002 auch vom Staatsrat wegen Kartellbildung zu einer Strafe von insgesamt 635 Milliarden Lire verurteilt wurden, kommen jetzt in die Schußlinie der Friedensgerichte. Die geschädigten Kunden verlangen ihren Teil der zu Unrecht erhöhten Prämie zurück. Zwei Urteile von Friedensgerichten haben den klagenden KonsumentInnen recht gegeben. Nun wurde auch das erste Verfahren einer Südtiroler Konsumentin eingeleitet. Die VZS ruft die Geschädigten auf, ihr Geld zurückzuverlangen.

Insgesamt 17 große Versicherungsgesellschaften sind vom Urteil des Staatsrates betroffen: Sai, Generali, Helvetia, Lloyd, Adriatico, Ras, Reale Mutua, Zurigo, Allianz Subalpina, Assitalia, Toro, Unipol, Winthertur, Axa, Fondiaria, Milano, Azuritalia, Gan. Wer zwischen 1995 und 2000 bei einer dieser Versicherung eine Kfz-Haftpflichtversicherung abgeschlossen hatte, kann nun den Teil der Prämie zurückverlangen, den die Gesellschaft laut Urteil des Staatsrates aufgrund einer Kartellbildung ungerechtfertigter Weise von ihren KundInnen kassiert haben. Berechnungsgrundlage sind 20% der eingezahlten Prämie. 

„Wir ermuntern die Betroffenen durchaus, die notwendigen Schritte einzuleiten“, sagt Kathrin Baur von der Verbraucherzentrale. Voraussetzung sei allerdings, so die Versicherungsberaterin, dass für den Zeitraum von 1995 bis 2000 die Polizzen und die Quittungen für die Prämienzahlung beigebracht werden können. Die Quittungen sind auch  den Steuererklärungen beigelegt worden, wenn der Beitrag für den nationalen Gesundheitsdienst in Abzug gebracht wurde.

Als erster Schritt, so Baur, sei ein Schreiben an die Gesellschaft zu richten, mit welchem sie aufgefordert wird, den errechneten Beitrag zurückzuzahlen. Kommt die Gesellschaft dieser Aufforderung nicht nach, erhält sie ein Mahnschreiben.   Dritter und letzter Schritt ist schließlich die Klage beim zuständigen Friedensgericht.

Weitere Informationen können in der Verbraucherzentrale eingeholt werden.

